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markt versdilossen ist, müssen die 
Finanzierungen durdi öffentlidie 
Kredite erfolgen, die verzinsbar 
und rüdczahlbar sind.

Ein anderer N aditeil der Tarif­
erhöhungen ist der, daß mit jeder 
Erhöhung der Tarif komplizierter 
wird. Man will den Ansdiein er- 
wedcen, daß der Tarif trotz der Er­
höhung sozial bleiben soll, und ist 
dadurdi gezwungen, neue Tarif­
staffelungen einzuführen. Dadurdi 
wird beispielsweise im N ahver­
kehr, aber audi in anderen Sparten 
öffentlidier Dienste eine vermehrte 
Kontrolltätigkeit und eine Erhöhung 
des Kontrollpörsonals erforderlidi.

Zu Ihrer Umfrage mödite id i in­
folgedessen absdiließend wie folgt

Stellung nehmen: Aus preis- und 
lohnpolitisdien Gründen muß im 
gegenwärtigen Zeitpunkt jede 
Tariferhöhung seitens der ö ffen t-' 
lidien Dienste abgelehnt werden. 
Die Träger der öffentlidien Dienste 
sollten von soldien Belastungen 
befreit werden, die in das Gebiet 
der allgemeinen Sozialpolitik ge­
hören. Die behördlidi festgesetzten 
Tarife sollten nidit verstedcte 
Steuern für die Durdiführung von 
Investionsvorhaben enthalten. Die 
Tarife sollten so einfadi wie mög- 
lid i gehalten werden. Dabei ist es 
in einem geeigneten preisspydiolo- 
gisdien Zeitpunkt durdiaus mög- 
lidi, die D urdisdinittssätze dem 
allgemeinen Kostenniveau nadi

und nadi anzugleidien. Die drin­
gendste Forderung ist aber, daß 
gerade die Betriebe der öffent- 
lidien Dienste sdiärfste Rationali­
sierungsmaßnahmen durdiführen, 
um gegen jeden demagogisdien 
Angriff gefeit zu sein. In Anbe- 
trad it der Gemeinnützigkeit der 
öffentlidien Dienste sollte die 
öffentlidie Hand aber bereit sein, 
in preispolitisdien Ausnahmezeiten 
vorübergehende Subventionen oder 
Kredit zu gewähren. Die W irkung 
von Tariferhöhungen sowohl auf 
die W irtsdiaft wie auf den Mann 
von der Straße darf nidit unter- 
sdiätzt werden. Sie kann von 
keiner nodi so sdiarfsinnigen Be­
gründung aufgehoben werden, (h)

Dipl. rer. pol. Helmut Schmidt, Hamburg

Nordwestdeutschland im Rahmen deutscher Verkehrspolitik

Im Zuge der Europäisierungsbestrebungen hat sidi 
auf dem Transportsektor das Sdilagwort „Ver­

kehrsintegration" rasdi eingebürgert. Fast zu sdinell 
mödite man sagen, denn zweifellos ist es verfrüht, 
gerade auf diesem Gebiet voreilige Hoffnungen zu 
nähren. Trotz der gerade dem V erkehr innewohnen­
den Kraft, Entfernungen und Grenzen zu überbrüdcen, 
befinden wir uns — unbesdiadet einiger w irkungs­
voller Ansätze, zum Beispiel in der internationalen 
Zusammenarbeit der Eisenbahnen :— erst im vorberei­
tenden Stadium einer supranationalen Koordinierung 
des Verkehrs. Das liegt vor allem an der Tatsadie der 
vielfältigen, w iderstreitenden spezifisdien nationalen 
und regionalen Interessen und entsprediender tradi­
tioneller verkehrspolitisdier Tendenzen, die mit dem 
Begriff des Protektionismus im weitesten Sinne um- 
sdirieben werden können. Ähnlidie Tatbestände gibt 
es audi auf dem Sektor beispielsweise der internatio­
nalen Handelspolitik, die durdi das gekünstelt kom­
plizierte (aber nidit immer sehr kunstvolle!) Gebäude 
der devisenreditlidien Bestimmungen als ihr unver- 
m eidlidier Appendix gekennzeidinet wird. Unabhän­
gig aber von diesem Problem stößt der V ersudi der 
V erkehrsintegration außerdem auf die Tatsadie, daß 
audi innerhalb der einzelnen nationalen W irtsdiafts- 
und Verkehrsgebiete zunädist gewisse V oraussetzun­
gen gesdiaffen werden müssen, ehe man auf supra­
nationaler Ebene zur „Integration“ sdireiten kann; 
denn — wenn es audi denkbar ist, daß der Zusammen- 
sdiluß vieler sdiw adier Einzelner der Gesamtheit 
Stärke verleiht — eine europäisdie V erkehrsintegra­
tion etwa im Jahre 1952 würde sehr ungleidi ausge­
sta tte te Partner mit gleidien A nsprüdien und gleidien 
Rediten an einen Tisdi führen, wobei dann die Ge­
fahr besteht, daß die derzeitigen, auf Kriegsfolgen be­
ruhenden und naturgemäß nur vorübergehenden, 
Sdiwerpunktbildungen künstlidi verewigt würden.

Für diese These ließe sidi eine Reihe von Beispielen 
anführen. Hier soll nur auf die gegenwärtige Ver­
kehrslage N ordwestdeutsdilands hingewiesen werden, 
die dringend einiger w esentlidier V erbesserungen be­
darf, ehe man sie etwa im Rahmen der Integration 
einem internationalen Besdilußgremium anvertrauen 
könnte. Dabei w äre es durdiaus unvollständig, wenn 
man die Verkehrssituation des nordwestdeutsdien 
Raumes aussdiließlidi aus der Perspektive jener For­
derungen betraditen  würde, die sidi bereditigterweise 
für die w irtsdiaftlidie Konsolidierung der deutsdien 
Seehäfen und der deutsdien Seesdiiffahrt einsetzen; 
der Tenor dieses Themas darf hier als bekannt vor­
ausgesetzt werden. V ielfadi wird indessen übersehen, 
daß die Bedeutung eines internationalen Seehandels­
platzes, w ie z. B. Hamburg, weitgehend audi eine 
direkte Abhängige seines W ertes für den binnenlän- 
disdien V erkehr ist. So liegt audi die Verkehrsauf­
gabe des nordwestdeutsdien Küstenraumes mit seinem 
Gravitationszentrum Hamburg n id it allein im Um- 
sdilag der W arenström e aus dem binnenländisdien 
Verkehr in den Ü berseeverkehr und umgekehrt, son­
dern audi in der Verteiler-, Sammel- und Durdilei- 
tungsfunktion für den innerkontinentalen N ordsüdver­
kehr aus und nadi Skandinavien. Für diese „Dreh- 
sdieibenfunktion“ weisen die binnenländisdien Ver­
kehrssystem e im nordwestdeutsdien Raum heute 
starke Mängel auf, die im folgenden kurz angedeutet 
werden sollen.

Nordsüdverbindung fü r  den Straßenverkehr

Für den Nordsüdverkehr hat die im W eidibilde Ham­
burgs nodi dazu unterbrodiene Autobahnstredce Bre­
men—Lübedc nur untergeordneten W ert, da ihr der 
west- und südwärtige Ansdiluß an das Autobahnnetz 
fehlt. A udi nördlidi Lübedis ist keinerlei leistungs­
fähiger Ansdiluß vorhanden, so daß der dänisdie und
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der skandinavisdie Verkehr von vornherein auf die 
Benutzung des Autobahnastes Lübeck—Hamburg ver­
zichten und sich mit den unzureichenden, kilometrisch 
aber etwas günstiger gelegenen Bundesstraßen in der 
Längsachse Schleswig-Holsteins abfinden muß. Zwar 
sind auf dänischer Seite erhebliche Investitionen zur 
H erstellung der sogenannten Vogelfluglinie oder Feh­
m arnroute über Rödbyhavn auf Laaland und Puttgar­
den auf Fehmarn vorgeleistet worden, auf deutscher 
Seite steht jedoch zwischen Großenbrode-Kai und 
Lübeck nur die für internationalen V erkehr unzurei­
chende Bundesstraße 207 zur Verfügung. W enn auch 
die feste Straßenverbindung nach Fehmarn und die Er­
richtung eines neuen Fährhafens bei Puttgarden wegen 
des hohen Investitionsaufwandes sicherlich noch nicht 
in allernächster Zeit erwartet werden können, so muß 
doch auch gleichzeitig betont werden, daß der heutige 
vorläufige Fährverkehr- ab Großenbrode bisher nicht 
entfernt die erwartete, auch heute schon mögliche 
V erbesserung des skandinavischen Verkehrs erbracht 
hat, weil Großenbrode-Kai wegen seiner schlechten 
Straßenverbindung nach Süden gar keinen echten 
Brückenkopf für den Straßenverkehr darstellt. Auch 
südw ärts Hamburgs findet der Nordsüdverkehr, der 
h ier zu gewaltigem Umfange anwächst, keinen lei­
stungsfähigen Anschluß vor. Der Anschluß an die nach 
W esten  führenden Autobahn Hannover—Ruhrgebiet— 
Köln ist nur zu erreichen über die hoffnungslos über­
laste te  Bundesstraße 3; der Anschluß an das süd­
deutsche Autobahnnetz wird sogar erst hart nördlich. 
G öttingens gewonnen, so daß in diesem Fall die völlig 
unzureichende Bundesstraße 3 auf einer Strecke von 
fast 300 km benutzt werden muß. Die Unzulänglichkeit 
dieser Straßenverbindung ist sogar schon außerhalb 
Deutschlands mehrfach mit Recht kritisiert worden, 
und die UNO.-Wirtschaftskommission für Europa 
(ECE.) wie au"’' andere Gremien haben einen Ausbau 
gefordert. Für Schleswig-Holstein, Hamburg und den 
nördlichen Teil Niedersachsens ist die Schließung 
dieser Lücke im deutschen Autobahnnetz von beson­
derer Bedeutung. Dabei sollte mit Schließung dieser 
Lücke vom Norden her begonnen werden. Der A b­
schnitt zwischen Hamburg und Hannover ist für den 
G esam tverkehr von größerer Bedeutung als derjenige 
zwischen Hannover und Göttingen. Auf dem nörd­
lichen Abschnitt sind zwischen Hamburg und Soltau 
vor dem Kriege bereits 45 Mill. RM investiert w or­
den; diese A rbeiten liegen seit über 10 Jahren brach. 
Trotzdem sind im Bundeshaushalt bisher für die 
Fertigstellung noch keinerlei Mittel verfügbar ge­
macht worden, w ährend andererseits z. T. weniger 
belastete Autobahnabschnitte im übrigen Bundesge­
b ie t laufend w eiter ausgebaut werden. Der noch erfor­
derliche Gesamtbedarf für die Fertigstellung der Strecke 
Hamburg — Hannover w ird nach heutigen Kosten 
auf rund 180 Mill. DM geschätzt, ein einbahniger 
Ausbau würde rund 150 Mill. DM erfordern. Der süd­
liche Abschnitt zwischen Hannover und Göttingen 
(Nörten) erfordert wesentlich mehr Aufwendungen 
und sollte daher auch schon aus diesem Grunde zeit­
lich hin ter den nördlichen Abschnitt zurückgestellt 
werden.

Die Bundesbahn hat m it der Inangriffnahme der 
Elektrifizierungspläne am Mittel- und N iederrhein und 
im Lande Nordrhein-W estfalen ein ebenso großzügiges 
wie wünschenswertes Projekt begonnen. Bei aller An­
erkennung der verkehrswirtschaftlichen Argumente, 
die für dieses Projekt sprechen, muß aber für den 
nordwestdeutschen Raum andererseits ebenfalls die 
Forderung auf Anschluß an das rheinische und süd­
deutsche elektrifizierte Eisenbahnnetz gestellt werden. 
Schon heute, ehe die Elektrifizierung durchgeführt ist, 
sind das Ruhrgebiet und der süddeutsche Raum ver­
kehrsmäßig erheblich besser aufgeschlossen. Dies gilt 
nicht nur für die Dichte des Eisenbahnnetzes, sondern 
ebenso auch für die Binnenwasserwege und vor allem 
für das A utobahnnetz und die Durchgangsstraßen. 
In dem Augenblick aber, in dem die Rheinstrecke 
elektrisch betrieben wird, wird sich mit Sicherheit 
von Österreich und der Schweiz bis zur Ruhr und zu 
den Benelux-Ländern ein derartiges V erkehrsgefälle 
herausbilden, daß die hier erzielbaren Kostenvor- 
sprünge die Industrien und die Seehäfen N ordw est­
deutschlands in ihrer Lebensfähigkeit w eiterhin er­
heblich beschneiden werden. Dabei muß daran er­
innert werden, daß schon heute, und zw ar konstant 
seit m ehreren Jahren, der nordwestdeutsche Raum 
und die Länder Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen 
und Niedersachsen das Zentrum der strukturellen 
Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik bilden. Das 
außerordentliche Gefälle der wirtschaftlichen W ieder­
belebung, das sich heute zwischen Nordwestdeutsch­
land einerseits und — von gewissen Teilen Bayerns 
und Hessens abgesehen — allen übrigen Teilen der 
Bundesrepublik herauskristallisiert hat, ist nicht nur 
eine Folge der zufälligen Flüchtlingsbelastung, son­
dern vor allem auch eine W irkung der ungemein ver­
schlechterten verkehrsgeographischen Lage der nord­
deutschen Länder. Lübeck und Hamburg, beide un­
m ittelbar vor dem eisernen V orhang gelegen, haben 
als Seehäfen die wesentlichsten Teile ihres Einzugs­
gebietes verloren. In gleicher W eise sind aber auch 
die Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Gesundung der 
Industrien des norddeutschen Raums durch den eiser­
nen Vorhang z. Zt. beschnitten. Die bisherige V er­
kehrspolitik der Bundesrepublik hat dem Norden an­
gesichts dieser Lage nur geringfügige Hilfen zu­
teil werden lassen, die sich — abgesehen von dem 
Projekt der M ittelweserkanalisierung — fast aus­
schließlich auf einige tarifarische Maßnahmen be­
schränken. Solange aber das Zwischenstadium des 
eisernen Vorhangs noch andauert, ist gerade die Ver­
kehrspolitik der entscheidende Schlüssel zur Gesun­
dung der wirtschaftlichen Situation Nordwestdeutsch­
lands. W enn aber selbst die V erkehrspolitik der Bun­
desrepublik bisher in dieser Richtung keine entschei­
denden Maßnahmen getroffen hat, so ist dies von 
einer noch stärker westeuropäisch orientierten „Hohen 
Behörde des europäischen Verkehrs" um so weniger 
zu erwarten. In bezug auf die Elektrifizierung der 
Eisenbahn bedeutet dies, daß vor der Integration die 
Elektrifizierungsvorhaben ausgedehnt werden müssen 
auf die Hauptdurchgangsstrecken Hamburg—Hannover
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südwärts bis Treuditlingen mit Ansdiluß nad i Frank­
furt und an das Industriegebiet Rhein-Main sowie 
gleidifalls die Stredce Hamburg—^Bremen—^Ruhr. Da 
im gegenwärtigen Stadium weitgehend die interessier­
ten Länder die Finanzierung der Elektrifizierungs­
pläne der Bundesbahn übernommen haben, ist für 
Nordwestdeutschland diese Forderung um so stärker 
an den Bund zu stellen, als ja gerade die finanzielle 
Sdiwädie des nordwestdeutsdien Raums eine Finan­
zierung durdi die Länder unmöglidi madit.

N ord-Süd-W asserstraßen
Die gegenwärtige Verkehrsisolierung Nordwest- 
deutsdilands hat eine weitere Ursadie in dem unvoll­
ständigen Ausbau des deutsdien Binnenwasserstraßen­
netzes. W ährend früher das deutsdie W asserstraßen­
netz eindeutig nordsüdlidie Tendenzen aufwies, ist 
sdion vor dem Kriege durdi die Vollendung des M it­
tellandkanals mit 1000 t Tragfähigkeit eine außer- 
ordentlidi tragfähige Ost-W est-Verbindung hergestellt 
worden, deren Kapazität nunmehr für den W ert aller 
deutsdien W asserstraßen bestimmend wurde. Nadi 
dem Kriege sind die Oder, das Netz der m ärkisdien 
W asserstraßen und die Elbe zunädist völlig ausge- 
sdiieden, so daß die Ost-W est-Verbindung des M ittel­
landkanals selbst für die verbliebenen V erkehrsein­
zugsgebiete Hamburgs und Lübedcs zu einer west- 
lidien O rientierung geführt hat. Ähnlidi w irken sidi 
audi die W asserstraßenpläne im süddeutsdien Raum 
aus. Sdion seinerzeit beim Ausbau des M ittelland­
kanals wurde klar, daß diese einseitigen Auswirkun­
gen des W asserstraßenbaues Gegengewidite erfor­
dern. Unter diesen G esiditspunkten waren der Aus­
bau des Dortmund-Ems-Kanals und die M ittelweser­
kanalisierung notwendige Ergänzungen des Binnen­
wasserstraßennetzes. N adi wie vor ungelöst ist aber 
das Problem für die an der Elbe liegenden Teile Nie- 
dersadisens sowie insbesondere für Hamburg und 
Lübedc. Sdion seinerzeit w ar deswegen der Hansa- 
Kanal projektiert worden. In den letzten Jahren hat 
man in N ordwestdeutsdiland statt dessen dem Pro­
jek t des Nord-Süd-Kanals von Lauenburg/Elbe über 
Lüneburg, Uelzen zum M ittellandkanal bei Fallersleben 
den Vorzug gegeben, weil diese Nord-Süd-Verbindung 
den w esentlidien Vorzug hat, daß sie gleidizeitig als 
Seitenkanäl zur Elbe dienen wird, sobald einmal der 
deutsdie W irtsdiaftsraum  wieder ein Ganzes gewor­
den ist. Die Elbe selbst, die als Steppenfluß ange- 
sprodien werden darf, ist tedinisdi nie auf 1000 t 
Tragfähigkeit zu bringen, abgesehen davon, daß die 
hierfür etwa notwendigen Kanalisierungs- und Regu­
lierungsarbeiten w esentlidi höhere Investitionen er­
fordern würden als etwa der Nord-Süd-Kanal. Letz­
terer ist also keineswegs als eine auf die vorüber­
gehende Zweiteilung Deutsdilands ausgeriditete N ot­
maßnahme, sondern vielmehr als notwendige Ergän­
zung des gesam tdeutsdien Binnenwasserstraßennetzes 
anzuspredien, weil die Elbe stets nur nodi als zweit­
rangige W asserstraße gelten kannj selbst nadi Durdi- 
führung der N iedrigwasserregulierung würde sie im 
D urdisdinitt nur zu 75 “/o ausgelastete 700-t-Kähne 
tragen. Der Nord-Süd-Kanal hat außerdem den V or­
zug, den östlidien Teil N iedersadisens verkehrsm äßig

und somit audi für die w irtsdiaftlidie Gesundung auf- 
zusdiließen und sdiließlidi die Elbefahrt zwisdien 
Hamburg und Lübedc'einerseits und M agdeburg an­
dererseits um rund 50 km zu verkürzen.
Audi dieses Projekt sollte reditzeitig vor der euro­
päisdien V erkehrsintegration in Angriff genommen 
werden.

L uftkreus des Nordens
Nordwestdeutsdiland verfügt z. Zt. in Hamburg-Fuhls­
büttel über einen Flughafen von internationaler Be­
deutung und Tragfähigkeit; die beiden Plätze Bremen 
und Hannover-Langenhagen haben zunädist überwie­
gend regionale Funktionen.. N ordw estdeutsdiland ver­
fügt also über drei der insgesamt 10 heute benutzten 
deutsdien Verkehrsflughäfen. Es ist damit und audi 
hinsiditlidi der V erkehrsfrequenz seiner Flughäfen auf 
dem Sektor des Luftverkehrs z. Zt. etwas günstiger 
gestellt als auf den vorher besprodienen Sektoren 
Eisenbahn, Straße, Binnensdiiffahrt. Der Grund hier­
für liegt vor allem in der hohen Intensität des skandi- 
navisdien Luftverkehrs und in der gegenwärtigen 
Lage Berlins; Hinzu kommt, daß für transkontinentale 
und transozeanisdie Fluglinien die verkehrsgeogra- 
phisdie Rand- und Endlage ausnahmsweise einen ge­
wissen Vorteil bietet. Das Anstiegstempo des Luft­
verkehrsvolum ens läßt jedodi mangels ausreidiender 
Kapitalmittel die Gefahr tedinisdien Nadihinkens der 
nordwestdeutsdien Flughäfen akut werden, so daß 
Nordwestdeutsdiland audi auf dem Gebiet des Luft­
verkehrs keineswegs ohne Sorgen in die Zukunft 
sdiauen darf. W enn heute besonders Hamburg zur 
Spitzengruppe der deutsdien Verkehrsflughäfen ge­
hört, so ist dies, neben der Gunst seiner luftgeogra- 
phisdien Position und den tedinisdien Fazilitäten 
seines Flughafens, vor allem audi den verkehrswirt- 
sdiaftlidien Fazilitäten und Traditionen der Hanse­
stadt zu danken. Der hanseatisdie Spediteur hat sidi 
weitgehend auf den Luftverkehr eingestellt und seine 
alten überseeisdien Verbindungen und Erfahrungen 
in dessen Dienst gestellt; es bleibt der zukünftigen 
deutsdien V erkehrspolitik Vorbehalten, die hierin 
liegende Anziehungsfähigkeit und den goodwill für 
den w eiteren Ausbau des Luftverkehrs im norddeut- 
sdien Raume auszunutzen.
W enn wir vom östlidien Bayern absehen, so gibt es 
heute im Bereidi der Bundesrepublik kein Gebiet, das 
in seiner w irtsdiaftlidien Leistungsfähigkeit so ent- 
sdieidend von der V erkehrspolitik der Bundesrepublik 
abhängig ist wie N ordw estdeutsdiland und die Küste. 
Das gegenwärtige westwärts geriditete Gefälle in der 
w irtsdiaftlidien Gesundung Deutsdilands ist eine Tat­
sadie, die nidit beseitigt werden kann. Eine verständ­
nisvolle V erkehrspolitik sollte aber alles vermeiden, 
was dieses Gefälle nodi verstärken könnte; im Gegen­
teil, die V erkehrspolitik wird weitgehend entsdiei- 
dend sein für die Frage, ob der nördlidie Grenzraum 
Deutsdilands nodi w eiter in eine relative soziale V er­
elendung hineingerät, und niemand wird übersehen, 
daß dies im Hinblidc auf die politisdien Kräfte jen­
seits der Elbe nidit nur vom deutsdien, sondern audi 
vom europäisdien Standpunkt aus außerordentlidi ge- 
fährlidi wäre.
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